
unterließ er es, das bei Annahme nicht „bestätigter“ 
Schecks übliche und notwendige „E. v.“, das jedem 
Geschäftsmann vertraut ist, auf seiner Quittung anzu­
bringen, und quittierte uneingeschränkt den end­
gültigen Empfang. Feststellungen insoweit lassen sich 
im vorliegenden Fall nicht treffen, da der Zeuge 
W. sich „im einzelnen nicht erinnern kann“.

Hiernach haben also W. & Co. dadurch, daß sie den 
Scheck an Erfüllunigsstatt angenommen haben, das 
Schuldverhältnis zwischen der Absenderin, der Klä­
gerin, und der Beklagten zum Erlöschen gebracht, in 
gleicher Weise wie diese Wirkung eingetreten wäre, 
wenn der Spediteur bares Geld erhalten hätte.

Der Betrag auf dem Konto der Beklagten bei der 
Bank für Landwirtschaft war von der Bank gesperrt 
worden, um als Scheckdeckung zu dienen. Der Betrag 
steht also auch jetzt noch buchmäßig auf dem Konto, 
und zwar, da der Scheck verjährt ist (Art. 52 des 
Scheckgesetzes; Verordnung vom 29. November 1945; 
Anordnung der DWK vom 23. Dezember 1948) und nicht 
mehr Vorkommen, jedenfalls nicht mehr eingelöst wer­
den wird, zur Verfügung der Beklagten, soweit dieser 
eine Verfügung über ihr Uraltkonto überhaupt zusteht. 
Der Betrag ist also wieder „freier“, d-h. für das Vor­
kommen des Schecks nicht mehr gesperrter Teil des 
Kontos der Beklagten- Der Beklagten gehört also wieder, 
wenn auch nicht dieser Betrag, so doch seine nach 1945 
übriggebliebenen Trümmer, nämlich das auf Grund von 
Nr. 7 f des SMAD-Befehls Nr. 111 vom 23. Juni 1948 
(ZVOB1. S. 218), Nr. 15 der Währungsverordnung vom 

- 21. Juni 1948 (ZVOB1- S. 220), der Anordnung vom
23. September 1948 (ZVOB1. S. 475) und den Durch­
führungsbestimmungen vom 25. Mai 1949 (ZVOB1.
S. 390) zu begründende, zunächst nur im Zusammen­
hang mit der Sozialfürsorge zu verwendende Schuld­
buchguthaben, dessen erste Rate mit 4% 1959 fällig 
wird.

Die Beklagte hat also diesen Wert, braucht aber 
nach dem Gesagten weder den Scheck einzulösen, noch 
den Kaufpreis nochmals an die Klägerin zu bezahlen, 
hat andererseits aber die Ware erhalten.

Die Unbilligkeit, die hierin zu liegen scheint, würde 
normaler Weise rechtlich grundsätzlich unbeachtlich 
sein, da die Schuld aus dem Kaufvertrag gemäß 
§§ 362/363 BGB erloschen ist und auch scheckrechtlich 
die abstrakte Natur des Schecks Rücksichtnahmen auf 
die zugrundeliegenden materiellen Rechtsverhältnisse 
regelmäßig ausschließt. Jedoch müssen für absolut un­
normale Lebensverhältnisse, wie sie die politischen, 
wirtschaftlichen und rechtlichen Zustände insbesondere 
des Jahres 1945 dargestellt haben, Möglichkeiten be­
stehen, Unbüligkeiten auch rechtlich auszuräumen, die 
deshalb entstanden sind, weil das geltende Recht den 
unnormalen Zeitverhältnissen nicht gewachsen war. 
Daß die Klägerin die Ware geliefert hat, der von der 
Beklagten rechtswirksam gezahlte Kaufpreis aber nicht 
in die Hände der Klägerin gelangt, sondern bei ihrem 
Vertreter hängen geblieben ist, würde eine solche Un­
billigkeit nicht darstellen. Die Beklagte hat ihre Ver­
pflichtung erfüllt und dafür die Ware erhalten, sie 
braucht nicht nochmals zu erfüllen, weil auf dem Wege 
von dem Vertreter der Klägerin zur Klägerin das als 
Kaufpreis richtig gezahlte Geld wieder verloren ge­
gangen ist. '

Wenn aber die Gestaltung so wäre, daß die Beklagte 
nicht nur die Ware bekommen, sondern auch noch den 
Kontobestand konserviert hat, von dem der zu be­
lastende Betrag überhaupt nicht abgebucht worden ist, 
wenn also die Beklagte den materiellen Wert doppelt 
erhalten (Ware und Sperrkonto), die Klägerin aber 
überhaupt nichts bekommen hat, sondern ihre Ware 
noch dazu losgeworden ist, dann wäre das eine untrag­
bare Folge der verwirrten Lebensumstände und der 
ihnen nicht gewachsenen antiquierten Rechtsgrund­
sätze. Hier müßte unter weit ausdehnender ent­
sprechender Anwendung des § 242 BGB geholfen 
werden, da ein solches Ergebnis wider Treu und 
Glauben wäre.

Aber die Dinge liegen bei der Beklagten so nicht. Sie 
hat die Ware bekommen und an den Vertreter der 
Klägerin bezahlt. Sie hat auch, wie unterstellt sei, 
ihren auf dem Bankkonto gesperrten Betrag wieder

von der Schecksperre freibekommen. Aber dies Frei­
werden bedeutet materiell nicht, daß die Beklagte nun 
zu der Ware hinzu nochmals deren Gegenwert bekäme. 
Die auf Grund des SMAD-Befehls Nr. 111 (Nr. 7 f), der 
Währungsverordnung (Nr. 15) und der Anordnung vom 
23. September 1948 begründeten Schuldbuchguthaben 
werden nach den inzwischen erfolgten Veröffent­
lichungen, wie bereits bemerkt, nicht frei verwertbar 
sein, sondern zunächst jahrelang lediglich im Zu­
sammenhang mit Sozialfürsorgemaßnahmen für den 
Kontoinhaber kraft behördlicher Anordnung im Einzel­
fall verwendet werden. Diese Vorkehrungen sollen 
offenbar — im Gegensatz zu den unerfreulichen, die 
eigentlich Berechtigten schädigenden Regelungen der 
verschiedenen Arten von Entschädigungs - Schuldver­
schreibungen aus der Nachkriegszeit um 1920 — eine 
allgemeine materielle Bewertung, womöglich mit in­
offizieller Kursbildung, für die Guthaben verhindern, 
die zunächst vielmehr nur einen beschränkten indivi­
duellen Wert für den einzelnen Berechtigten haben 
werden. Dieser Wert kann materiell nur gering sein, 
zumal es von der Lage! des Einzelfalls abhängt, ob er 
überhaupt vor Fälligwerden der im Gesetz vorgesehe­
nen 25 Tilgungsraten realisiert werden muß. Der Besitz 
einer solchen Befugnis stellt für die Beklagte im Zu­
sammenhang mit der erfolgten Besitzerlangung an der 
Ware keine derartige Unbilligkeit dar, daß daraufhin 
durch sehr ausdehnende Anwendung der Grundsätze 
des § 242 BGB eine die gefundene gesetzentsprechende 
Entscheidung abändernde Regelung getroffen werden 
müßte.

A n m e r k u n g :

Der vorstehenden Entscheidung ist zuzustimmen, in­
soweit sie sich mit der Rechtsstellung des Empfangs­
spediteurs in Verhältnis zum Absender und Empfänger, 
mit der Bedeutung des Bestätigungsvermerks einer 
Privatbank und mit den rechtlichen Folgen der vor­
behaltlosen Annahme des von einer Privatbank be­
stätigten Schecks befaßt. Dagegen sind zu den Schluß­
ausführungen, in denen die Frage eines Interessen­
ausgleichs im Hinblick auf die ungewöhnlichen Ereig­
nisse des Zusammenbruchs erörtert wird, mindestens 
für den konkreten Fall erhebliche Bedenken geltend 
zu machen.

Das OLG Potsdam stellt fest, daß, wenn die Be­
klagte Ware und Geld behalten dürfe, die Klägerin 
aber ihre Ware losgeworden sei, ohne etwas dafür zu 
bekommen, dies „eine untragbare Folge der verwirrten 
Lebensumstände und der ihnen nicht gewachsenen 
antiquierten Rechtsgrundsätze“ sei, und daß u. U. in 
einem solchen Falle „unter weit ausdehnender ent­
sprechender Anwendung des § 242 BGB“ ein Inter­
essenausgleich geschaffen werden müsse; es lehnt ein 
solches Vorgehen für den konkreten Fall nur deshalb 
ab, weil das der Klägerin verbliebene Geld jedenfalls 
z. Zt. keinen wesentlichen Vermögenswert darstellt.

Sicherlich sind Fälle denkbar, in denen nur durch 
eine schöpferische Anwendung des in § 242 BGB ver­
körperten Rechtsprinzips eine Entscheidung vermie­
den werden kann, die das Gericht selbst wegen eines 
schweren Verstoßes gegen ein elementares Billigkeits­
gefühl als absolut untragbar empfinden würde. Es 
kann aber nicht oft genug gesagt werden, daß die 
Fälle, in denen zu diesem letzten Auswege Zuflucht 
genommen werden muß, viel seltener sind, als es 
bei der großen Anzahl der auf „Treu und Glauben“ 
gegründeten Entscheidungen unserer Gerichte den An­
schein hat; in der Mehrzahl der Fälle verdeckt eine 
solche Begründung lediglich die Unfähigkeit des Ge­
richts, das als billig erkannte Ergebnis durch die An­
wendung der für den Einzelfall maßgebenden konkre­
ten Rechtsvorschriften zu erzielen. Die Generalklau­
seln dürfen nicht mißbraucht werden; ihr Geist hat 
selbstverständlich jede Entscheidung zu durchdringen, 
aber ihre Verwendung in Gegnerschaft zu den sonst 
für den Fall maßgebenden Normen, d. h. ihre Ver-
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